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Kläger und Revisionsbeklagten9

hat der 20 Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 5„ April 1960‚

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident B r a c k m a n n

als Vorsitzender,

Bundesrichter D e m i a n i und

Bundesrichter Dr° B a r e s e 1

als weitere Berufsrichter?

Bundessozialrichter K n i e p m e y e r und

Bundessozialrichter L i e f l ä n d e r
als ehrenamtliche Beisitzer9

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des
Landessozialgerichts Celle vom 27° März 1958

wird zurückgewiesen„

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten°
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Der Kläger hatte bereits in den Jahren 19209 1930 und 1948

'durch Unfälle Verletzungen an Fingern der rechten Hand er-

litten‚ die indessen keine wesentlichen Folgen hinterließen„

Am 13a April 1949 quetschte er sich bei der Arbeit den lin—

ken Zeigefinger, der bald danach amputiert werden mußte°

Wegen dieses Arbeitsunfalls erhielt er von der Beklagten eine

vorläufige Rente von zunächst 30 v„H°9 sodann 20 v„H° der

Vollrente bis zum 30° November 1950; damals war die durch die

Unfallfolgen bedingte Minderung der Erwerbefähigkeit (MdEÖ)

auf 10 v„H„ abgesunken°

Anfang 1952 beantragte der Kläger‚ ihm die Unfallrente wieder

zu gewähren9 da sich der Zustand der linken‚Hand verschlimmert

habeo Die Beklagte lehnte den Antrag ab‚ nachdem eine ärzt-

liche Untersuchung ergeben hatte, daß die MdE„ infolge des

Unfalls vom 15° April 1949 unverändert 10 V„H° betrug und eine

meßbare Schädigung durch die früheren Unfälle nicht vorlag°

Gegen den Ablehnungsbescheid vom 23„ September 1952 legte der

Kläger Berufung zum Oberversicherungsamt (OVAO) Hannover ein

und machte geltend, seine durch die Unfälle von 1930, 1948 und

vom 13° April 1949 hervorgerufene MdE° sei zu niedrig ge—
schätzt worden, er beanspruche hierfür eine Rente von insgesamt

25 VDHO Während des Berufungsverfahrens erlitt der Kläger am

22„ März 1953 einen weiteren Arbeitsunfall, für dessen Folgen-

— Verlust des linken Daumenendgliedes — ihm seither die Han—

noversche landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft (EGO) eine

Rente von 10 VQH„ gewährte° Eine im August 1953 vom OVA° ver—

anlaßte ärztliche Untersuchung ergab, daß die früheren Unfälle

keine meßbare MdB° verursachten‚ daß dagegen der an der lin—

ken Hand infolge der Unfälle vom 13. April 1949 und vom 22„

März 1955 bestehende Zustand mit 20 bis 25 v„H° zu bewerten

war; nach Ansicht des ärztlichen Sachverständigen waren die

Folgen der mehreren Unfälle zwar nicht je für sich allein,
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wohl aber in ihrem Zusammentreffen geeignet’ die Erwerbsfähig-

keit des Klägers in erheblichem Grade zu beeinträchtigen°

Das OVAO hat am 24° September 1955 die Berufung zurückgewie—

sen: Eine Rente für den Unfall vom-15. April 1949 stehe dem

Kläger nicht zu, da die MdE° sich nur auf 10 V„H° belaufe;

die Voraussetzungen für die Gewährung einer sogenannten Ge-

samtrente nach 5 559 a Abs„ 5 der Reichsversicherungsordnung
(RVG) unter Berücksichtigung der übrigen Unfälle seien nicht

gegeben° '
‚

'

Die gegen dieses Urteil eingelegte (weitere)Berufung des Kla—

gers ist nach @ 215 Abs° 8 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

auf das Landessozialgericht (LSGO) Celle übergegangen° In die—

sem Rechtszug hat der Kläger erklärt‚ er stütze seinen Anspruch

nicht mehr auf die anfänglich behauptete Verschlimmerung der

Folgen des Unfalls vom 15° April 1949 und lasse demgemäß sei-

ne Einwände gegen den angefochtenen Bescheid für die Zeit bis

zum 22° März 1955 fallen; er hat — unter Hinweis auf den wei—

teren Arbeitsunfall von 22° März 1953 — beantragt, die Beklag—

te zur Gewährung einer Rente von 10 V„H° wegen des Unfalls

vom 13° April 1949 für die Zeit vom 250 März 1953 an zu verur—

teilen° Die Beklagte hat zur Begründung ihres Antrags auf Zu—

rückweisung der Berufung geltend gemacht, die Voraussetzungen

für die Gewährung einer Gesamtrente lägen nicht vor, der Un—

fall vom 220 März 1955 habe auf die Entscheidung des Rechts—

streits keinen Einflußo '

Mit Urteil vom 270 März 1958 (veröffentlicht in BG„ 1959 8°

79) hat das LSG° Celle unter Änderung der Entscheidung des
0VA° und des angefochtenen Bescheides die Beklagte verurteilt,

dem Kläger eine Rente von 10 VOH° vom 230 März 1953 an zu ge—
währen: Die Verpflichtung der Beklagten zur Zahlung einer Ren—

te für eine MdEuvon weniger als 20 qu° folge aus 5 559 a Abs.
5 RVOO Die Voraussetzungen für die Anwendbarkeit dieser Vor—

schrift hätten zwar bis März 1955 nicht vorgelegeny denn die

vor 1949 eingetretenen Unfälle des Klägers hätten keine meß—

bare MdE@interlassen° Als “anderer Unfall" im Sinne des
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' 5 559 a Abso 3 Satz 1 RVG sei jedoch — entgegen der vom Reichs—

versicherungsamt (RVAC) in der Grundsätzlichen Entscheidung

Nr° 5286 (AN° 1959 So 190) vertretenen Ansicht — der Arbeits—

unfall des Klägers vom 22° März 1953 aufzufassen° Das LSG°

hat die Revision zugelassene

Gegen das am 23° April 1958 zugestellte Urteil hat die Beklag—

te am 220 Mai 1958 Revision eingelegt„ Sie rügt unrichtige An—

wendung des @ 559 a Abs° 5 BVG und bezieht sich auf die nach

ihrer Meinung zutreffende Grundsätzliche Entscheidung Nr° 5286

des RVA„ Sie beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

die Berufung des Klägers gegen das Urteil

des OVA° Hannover zurückzuweisen°

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Nach seiner Auffassung entspricht das angefochtene Urteil so—
wohl dem Wortlaut als auch dem Sinn des Gesetzes„

II„

Die Revision der Beklagten ist statthaft durch Zulassung

(@ 162 Abs° 1 Nr„ 1 SGG)„ Sie ist form— und fristgerecht ein—

gelegt und begründet worden und daher zulässig° Sie hatte je—

doch keinen Erfolg°

Gegen die Statthaftigkeit der Berufung zum LSGQ7 die nur nach

den Vorschriften des SGG zu beurteilen ist (vgl° BSG° 1 S°

284)‚ bestehen keine Bedenken‚ da von der Entscheidung über

die Neufeststellung der Dauerrente die Gewährung der Rente

abhing (@ 145 Abs° 4 SGG)O

Dem vom Kläger angefochtenen Bescheid lag ein Sachverhalt zu—
grunde, welcher einen Rentenanspruch wegen des Arbeitsunfalls

vom 13° April 1949 ausschloß: Die durch diesen Unfall verur—

sachte iv1dE° betrug nur 10 v°H„, eine der Voraussetzungen des
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5 559 a Abs° 3 bis 5 BVG für die Gewährung einer solchen klei—

nen Rente lag bis März 1953 nicht vor9 was der Kläger im Lau—

fe des Berufungsverfahrens auch eingeräumt hat° Erst mit dem

späteren Arbeitsunfall vom 22° März 1953 und der hierdurch her—

vorgerufenen zusätzlichen MdEo von 10 vol-I° änderte sich der

zur Zeit der Bescheiderteilung gegebene Sachverhalt derart,

daß nunmehr u„U„ eine Verpflichtung der Beklagten zur Renten—

gewährung für den Unfall vom 13° April 1949 entstehen konnte°

Das lJSG„ hat bei seiner Entscheidung diese Änderung der Sach—

lage berücksichtigt, obgleich der angefochtene Bescheid sich

hiermit noch nicht befaßt haben konnte und die Beklagte auch

nicht im Laufe des Verfahrens einen weiteren? hierauf Bezug

nehmenden Verwaltungsäkt erlassen hat„ Nach Auffassung des
erkennenden Senats ist dies nicht zu beanstanden° Das vom

Kläger anhängig gemachte Verfahren betraf eine zusammenge—

faßte Anfechtungge« und Leistungsklage (@ 54 Abs„ 4 sec); dem
Kläger konnte es

nicht lediglich auf die Aufhebung des Be—

scheides vom 230 September—1952 ankommen9 mit dem die Beklag—

te die Wiedergewährung der Rente für die Folgen des Arbeits—

unfalls vom 15„ April 1949 abgelehnt hatte, weil die dadurch

verursachte MdEo nach wie vor weniger als 20 vng betrug;

vielmehr trat neben das hierauf gerichtete Klagbegehren das

weitere9 mit dem der Kläger schlechthin eine Rentengewährung

für den Unfall vom 13° April 1949 anstrebte, soweit die ge—

setzlichen Voraussetzungen hierfür vorlegen° Das Hinzutreten

des späteren Unfalls vom 22° März 1953 bewirkte eine Änderung

der Sachlage, welche das Leistungsbegehren des Klägers stüt—

zen konnte und auf die er sich auch im Verfahren vor dem LSG°

berufen hat? während die Beklagte trotz dieses neuen Sachver—

halte an ihrem ablehnenden Bescheid festhielt‚ weil sie der

geänderten Sachlage keine rechtliche Bedeutung für das Lei—

stungsbegehren des Klägers beimaßc Das LSG° hatte, da ihm

eine zusammengefaßte Anfechtungs_— und Leistungsklage vorlag,

seiner Entscheidung die Sach— und Rechtslage zur Zeit der letz—'

ten mündlichen Verhandlung ZUgrunde zu legen (Vgl° BSG° 6

so 136 5417; SozR. see @ 162 BL Da 12 Nr.,52; Brackmanm
|

_ 6 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 6 _

Handbuch der Sozialversicherung, 1° bis 6° Aufl" S 240 e9

240 h9 240 i mit weiteren Nachweisen)° Es hat demnach mit
Recht die erst im Laufe des Verfahrens eingetretene, durch

den Unfall vom 22° März 1955 gekennzeichnete Gestaltung des
Sachverhalts mit berücksichtigto

Dabei hat das LSG° den seit dem 22„ März 1955 vorliegenden
Sachverhalt auch rechtlich zutreffend beurteilt° Die Anwend—

barkeit des 5 559 a Abs° 5 EVO hat es mit Recht Verneint;
nach dieser Vorschrift könnte die als Folge des Unfalls vom
15„ April 1949 verbliebene MdB° von 10 voH° zur Bemessung

einer Rente nur herangezogen werden7 wenn der Kläger für die

Folgen dieses Unfalls und der zeitlich vorangegangenen Ar—

beitsunfälle niemals Rente erhalten hätte (BVA° GrundsaEntscho

Nr„ 52867 ANO 1959 S„ 190, Grunds° Nr„ 11; BSGO 1 SO 174
1T797)0 Da es bereits an diesem Erfordernis mangelte, bedurfte

es keiner Prüfung‚ ob bei Heranziehung des 9 559 a Abs° 5
RVO überhaupt die Beklagte oder nicht vielmehr uoU° die land—

wirtschaftliche BG° als leistungspflichtig in Betracht käme°

Nach Ansicht des LSG„ steht dagegen dem Kläger wegen des Un—'

falls vom 150 April 1949 auf Grund des 5 559 a Abs° 5 RVO
seit dem 22° März 1955 gegen die Beklagte ein Anspruch auf Ge—
währung der Rente von 10 VOH° zu, weil der an diesem Tage vom

Kläger erlittene Arbeitsunfall als "anderer Unfall" im Sinne

der genannten Vorschrift aufzufassen ist. Die Auslegung, die

das LSG° damit dem 5 559 a Abs° 5 BVD gegeben hat, wird vom
erkennenden Senat gebilligt°

Diese Auslegung ist « wie die Beklagte in ihrem Revisionsvor—

bringen selbst zugegeben hat — "durchaus einleuchtend"9 wenn
zunächst der Wortlaut des 5 559 a Abs° 3 EVO als solcher ”un—

befangen" betrachtet wird° Wie das LSG„ zutreffend ausführt,

steht dabei 5 559 a Abs„ 5 Satz 1 im Vordergrund, während Abs°

3 Satz 2 und Abs° 4 außer Betracht bleiben können, da sie

lediglich besondere Merkmale für die Abgrenzung des Kreises

der zu berücksichtigenden "anderen Unfälle" aufzählen, auf
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deren Prüfung es hier nicht ankommto Aus @ 559 & Abs° 3

Satz 1 ist dagegen die allgemeine Frage zu beantworten?

ob die zeitliche Reihenfolge der einzelnen Unfälle von

Bedeutung ist° Die Vorschrift besagt nun9 daß für eine

durch Arbeitsunfall verursachte MdB° von weniger als 20

voHo — aber mindestens 10 oder 15 VOH° (BVA° a°a„0° Grund—
satz Nr„ 2)

— eine entsprechende "kleine" Rente nur ge—

währt wird, solange eine weitere MdE„ "infolge eines an—

deren oder mehrerer anderer Unfälle" besteht° (Daß die

durch die einzelnen Unfälle verursachten MdEo—Sätze bei

Zusammenrechnung — wie das Gesetz ausdrücklich vorschreibt
—

wenigstens 20 qu0 erreichen müssen9 versteht sich von

selbst9 da wegen der Außerachtlassung der weniger als 10

betragenden Hundertsätze schon zwei zu berücksichtigende

Unfälle zusammen immer wenigstens diese Zahl ergeben„) Der

Fassung des Gesetzes ist keinerlei Anhaltspunkt dafür zu

entnehmen‚ daß es bei dem “anderen Unfall" darauf ankommen

könnte‚ ob dieser sich früher oder später als der mit einer

Rente von weniger als 20 v„H„zu entschädigende Unfall er—

eignet hat°

Dieser völlig losgelöst von der rechtshistorischen Entwick-

_lung gewonnene
Eindruck verstärkt sich noch? wenn zum Ver—

gleich das-vorhergehende‚ bis zum 310 Dezember 1938 in Gel—

tung gewesehe Recht herangezogen wird° Die 4° Notverordnung

vom 80 Dezember 1931 (RGBl„ I 8° 699) hatte im Fünften Teil,

Kapitel II, Abschnitt 19 @ 2 die Frage der Rentengewährung

für eine MdB° von weniger als 20 v„H° in den für den Ver—

gleich interessierenden Punkten so geregelt5 daß Rente bei

einem solchen Hundertsatz nicht zu gewähren war (@ 2 Abs° 1),

ausnahmsweise jedoch dann gewährt wurde (@ 2 Abs° 2 Satz 1)‚

wenn der Verletzte auf Grund eines früheren Unfalls Anspruch

auf bestimmte Geldleistungen der Unfallversicherung hatte°

Hier kam es also auf die zeitliche Reihenfolge der einzel—

nen Unfälle an: Nach dem Gesetzeswortlaut konnte wohl ein

früher eingetretener Unfall unter bestimmten Voraussetzungen
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die Rentengewährung wegen eines später eingetretenen Unfalls

ermöglichen, nicht dagegen hatte der spätere Unfall dieselbe

Wirkung im Hinblick auf den früheren (vgl° hierzu Urteil des

erkennenden Senats von 50 April 1960 — 2 EU 190/59 —)0 Nach

dem Inkrafttreten des 5° Gesetzes über Änderungen in der Un—

fallversicherung (5° ÄndG) vom 170 Februar 1939 (BGBl° I 50
267), das an Stelle der Notverordnung den 5 559 a EVO in der
jetzt geltenden Fassung einführte, wurde demgemäß alsbald im

Schrifttum auf den bedeutsam erscheinenden Unterschied im—

Gesetzesw0rtlaut hingewiesen (vgl° Breitbach, "Das Fünfte Ge—

setz über Änderungen in der Unfallversicherung und die land—

wirtschaftliche Unfallversicherung", 1939 SO 14 Anm„ 4
, S 15

Anm° 4 BA)° Auch die amtliche Begründung zu Art, 1 Nr° 10 des

5„ ÄndG (AN, 1959 So 99) brachte —allerdings in allgemein
gehaltenen Wendungen — zum Ausdruck, daß mit der — im Ver—

gleich zu © 2 des 50 Teiles, Kapitel II Abschnitt 1 der 4,
Notverordnung veränderten — Fassung des 5 559 a EVO "bisher

aufgetretene Härten vermieden" werden sollten, d„ho, daß die

engen Grenzen, in denen nach dem Notverordnungsrecht eine

Rente von weniger als 20 VOH° durch Berücksichtigung der von
einem weiteren Arbeitsunfall herrührenden MdB° gezahlt werden

durfte, künftig eine Lockerung erfahren würden°

Demgegenüber ist dann aber in den "Grundsätzen zum Recht der

kleinen Renten", die das BVA° in der Entscheidung Nr„ 5286

(aaa;0„, hier Grundsätze Nr, 6 u, 7 nebst Begründung) aufge—
stellt hat, die Vorschrift des 5 559 a Abs, 3 RVG in einer

Weise gedeutet werden, die praktisch auf eine weitgehende Über—

einstimmung mit der in der 4, Notverordnung getroffenen Rege—

‘ lung hinauslüuft° Diese Grundsätze wurden lange Zeit, auch

nach dem Kriege, von Rechtsprechung und Verwaltungspraxis be—

folgt (vgl° Bayer° LVAmt, Breithaupt 1951, S, 666; LVAmt Würt—

temberg_Baden, SozEntscho IV @ 559 a Nr, 2 und 15); seit eini—

gen Jahren sind jedoeh in der Rechtsprechung (vgl° LSG° Rhein—

land—Pfalz, Breithaupt 1956 s, 797) und im Schrifttum (vglo
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Krebs9 BGQ 1956 S; 521; Schroeder—Printzen, BG° 1959 SO 344)

gegenteilige Ansichten geäußert worden9 denen auch das ange—

fochtene Urteil — nach Meinung des erkennenden Senats mit

überzeugenden Gründen — beigetreten ist°

In den Grundsätzen Nr° 6 und 7 wird die sich aus dem Wort—

laut des 5 559 & Abso 3 Satz 1 RVG ergebende Folgerung, daß

ein "anderer Unfall" im Sinne dieser Vorschrift auch ein spä—

terer Unfall sein könne , dahin eingeschränkt‚ daß für einen

früheren Unfall zwar dann eine Rente von weniger als 20 voH°

wegen des Hinzutretens des späteren Unfalls zu zahlen sei9

wenn die Folgen des früheren Unfalls erst nach dem Zeitpunkt
des späteren Unfallereignisses auftreten oder sich (auf 10

oder 15 V„H„) verschlimmerno Die Gewährung einer Rente von

weniger als 20 v„H° für den späteren Unfall9 wofür der frühe—

re Unfall als "Stütze" dient‚ soll jedoch nicht ohne weiteres

einen Anspruch auf Rente für den früheren Unfall begründen°

Diese Grundsätze beruhen‚ wie sich aus der Begründung ergibt9

auf Gedankengängen9 die sich eng an das Recht der 4° Notver—

ordnung und die dazu ergangene ältere Rechtsprechung des RVA°

anlehneno Diese Anlehnung erscheint indessen nicht gerecht—

fertigt° '

So ist es
schon nicht

ganz
.verständlich‚

wenn die neue

Formulierung "anderer Unfall" mit dem Hinweis auf eine Ent—

scheidung des RVAJ'EuM° 55 8° 162) zu erklären versucht wur-

de‚ die einer ganz besonderen Sachlage im Zeitpunkt des In—

krafttretens der 4°Notverordnung gerecht werden wollte und

deshalb — unter Gesichtspunkten, die beim Inkrafttreten des

50 ÄndG nicht mehr maßgeblich sein konnten — die 4° Notver—

ordnung für einen begrenzten Kreis von Übergangsfällen er—

weiternd auslegte° Die Schlußfolgerung, auch 5 559 a Abs° 3

Satz 1 RVO müsse — trotz des eindeutig und vorbehaltlos ge—
änderten Wortlauts — allein im Hinblick auf jene zur 40 Not—

verordnung ergangene Entscheidung verstanden werden9 er-

scheint keineswegs zwingend° Desgleichen überzeugt auch nicht,

wie das LSG° zutreffend dargelegt hat, der Hinweis des RVAw
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(
auf die Begründung zu einem früheren Entwurf des 5, ÄndG; die—

se Begründung hat in der Formulierung des 5‘559 a Abs° 5 EVO

keinen Niederschlag gefunden, Schließlich vermag der Senat

auch nicht der Erwägung des BVA° zu folgen, 5 559 a Abs° 3

RVG bringe nicht zum Ausdruck, daß bei Gewährung einer Rente

im Hinblick auf einen "anderen Unfall" auch für diesen "ande—

ren Unfall" selbst Rente zu gewähren sei; eine beabsichtigte

Änderung des bisherigen Rechts hätte dies aber erfordert, Die

vom.RVAo vermißte Klarstellung kann vielmehr unbedenklich

schon in dem Ersatz des in der Notverordnung verwandten Aus;

drucks "früherer" durch den Ausdruck "anderer" erblickt werden.

Schon rein begrifflich nötigt die Ausdrucksweise "anderer"

zur Vorstellung einer Wechselseitigkeit oder Austauschbarkeit

der versicherungsrechtlichen Auswirkungen von mehreren Unfäl—

len untereinander, während die Ausdrucksweise der 4, Notver—

ordnung mit ihrer strengen Betonung der zeitlichen Reihenfol—

ge solche Wechselwirkungen grundsätzlich ausschloßo In der

Begründung zum Grundsatz Nr, 7 des BVA° wurde dieser Gesichts—

punkt infolge der — wie bereits dargelegt, nicht überzeugen—'

den — Anknüpfung an die Entscheidung in EuM° 55 5° 162 nicht

hinreichend gewürdigto

Kann hiernach der vom BVA, vertretenen Auslegung des @ 559 a

Abs„ 5 EVO schon auf Grund des Gesetzeswortlauts und der

rechtshistorischen Entwicklung nicht beigepflichtet werden,

so Sprechen gegen sie weiter noch die unbilligen Ergebnisse,

zu denen sie führt (vgl° Breitbach, "Das Recht der kleinen

Renten in der Unfallversicherung", 1959, S° 29 ff„ unter VI;

Krebs a„aoO,; siehe auch den Entwurf zum Unfallversioherungs—

Neuregelungsgesetz £ÜVNQ7, Deutscher Bundestag, 5, Wahlperio—

de, Drucks, 7589 5 577 nebst Begründung, S° 56), Auf den hier

vorliegenden Streitfall angewendet, würde die Auffassung des

BVAo dazu führen, daß der Kläger die Rente von iO V„H„ wegen

des Unfalls vom 15, April 1949 zwar erhalten müßte, wenn die

durch diesen Unfall verursachte MdB° erst nach dem 22° März

1955 von 20 auf 10 v,H° abgesunken wäre, oder eine Zeitlang

‘ — 11 —
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_weniger als 10 VCH° betragen und erst nach dem 220 März 1953

infolge Verschlimmerung den Grad von 10 V„H° erreicht hätte

oder wenn schließlich der landwirtschaftliche Arbeitsunfall

sich nicht erst am 22„ März 1953‚ sondern bereits vor dem 10

Dezember 1950 — dem Zeitpunkt? von dem an die Beklagte die

Rente von 20 VOHQ nicht mehr gewährte — ereignet hätte; weil

jedoch tatsächlich die Folgen des Unfalls vom 13„ April 1949

seit dem 1° Dezember 1950 unverändert eine MdE„ von 10 V°H°

bedingen und der spätere Unfall sich in einem Zeitpunkt ereig—

net hat? der — nach der vom RVA° aufgestellten Systematik —
für den "Rentenbeginn" nicht maßgebend war, soll es nach

der Grundsätzlichen Entscheidung Nr° 5286 nicht mehr zu einer

Rentenzahlung für den Unfall vom 130 April 1949 kommeno Die—

se unterschiedliche Behandlung von Tatbeständen9 die hinsicht—

lich der Entschädigungsbedürftigkeit im wesentlichen überein—

stimmen9 ist nach Meinung des erkennenden Senats nicht sinn—

voll°

Die ein$chränkende Auslegung des @ 559 a Abso 3 Satz 1 EVO

ist mithin — wie auch im angefochtenen Urteil zutreffend

dargelegt worden ist — mit dem Sinn und Zweck dieser Vor—

schrift nicht vereinbar° Die Vorschrift soll gewährleisten,

daß eine durch Arbeitsunfall hervorgerufene MdE„ von weniger

als 20 VQHO zwar nicht für sich allein mit Rente entschädigt

wird9 wohl aber jedenfalls dann? wenn durch die Folgen eines

anderen Unfalls der Verletzte zusätzlich so geschädigt wird,

daß seine MdEa insgesamt 20 ng„ beträgt; solange dieser Zu—

stand besteht‚ ist der aus beiden Unfällen verbliebene Scha—

den mit den jeweils entsprechenden Teilrenten zu vergüten;

auf die zeitliche Reihenfolge der einzelnen Unfälle kommt es

nach dem richtig verstandenen Sinn des Gesetzes nicht an°

Der Senat hat nicht verkannt, daß bei dieser Auslegung des
5 559 a Abs° 5 RVO die in Abs° 5 dieser Vorschrift enthalte—

ne Regelung der "Gesamtrente" erheblich an Bedeutung ver—

liert° Diese Auswirkung erscheint jedoch nicht bedeutsam ge—

nug, um zu einer Bestätigung der in den Grundsätzen Nr„ 6 und

_12_
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7 der Entscheidung Nr„ 5286 entwickelten Gesetzesauslegung

‚zu nötigeno‚ln der Begründung zum gegenwärtig vorliegenden

Entwurf des UVNG (BT—Druckso 758 a„a.Oo) ist übrigens dem—
entsprechend mit Recht eine Übernahme des bisherigen 5 559

& Abs° 5 EVO als entbehrlich bezeichnet worden„

Die Revision der Eekiagten ist somit unbegründet. Sie war

deshalb zurückzuweisen (@ 170 Abs° 1 Satz 1 SGG)o

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 195 SGGO
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